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P E T E R B A D U R A 

Unternehmenseigentum 
und Mitbestimmung 

Das Eigentum ist ein Recht an einer Sache. Das Privatrecht 
gibt dem Eigentümer die Befugnis, mit der Sache nach Be­
lieben zu verfahren und andere von jeder Einwirkung aus­
zuschließen, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter 
entgegenstehen (§ 903 BGB). Das Recht des Eigentümers, 
mit seiner Sache „nach Belieben zu verfahren", schließt 
auch die Möglichkeit ein, die Sache durch Gebrauch oder 
in anderer Weise, z. B. durch Vermietung oder durch Veräu­
ßerung, wirtschaftlich zu nutzen. Durch die wirtschaftliche 
Nutzung seiner Sache im Wege eines marktwirtschaftlichen 
Angebots kann der Eigentümer Erlöse erzielen und so dem 
Eigentum eine wirtschaftliche Funktion für sich und für 
den Wirtschaftsprozeß geben. 

Eigentum und unternehmerisches Handeln 

Der Unternehmer nimmt am Wirtschaftsprozeß durch eine 
nachhaltig erbrachte Leistung teil, nämlich durch das fort­
dauernd erneuerte Angebot von Waren oder Dienstleistun­
gen, in der Regel außerdem durch die Nachfrage von Pro­
duktionsmitteln, Rohstoffen oder Vorprodukten. Für das 
unternehmerische Verhalten ist das Wagnis kennzeichnend. 
Der Unternehmer ergreift eine Initiative, von der er sich ei­
nen Vorteil verspricht, indem er eigene und fremde Mittel, 
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„Kapital", wirtschaftlich einsetzt mit dem Risiko, die Ko­
sten des Leistungsangebots durch die Erlöse nicht decken 
zu können oder aber einen die Kosten übersteigenden Ge­
winn zu erwirtschaften. Initiative und Risiko, das Erkennen 
und Abwägen wirtschaftlicher Chancen bei eigenem Wag­
nis, sind eine Tätigkeit, die dem Unternehmer selbst die 
Aussicht auf Vermehrung der zunächst verfügbaren Mittel 
eröffnet, die aber außerdem Antriebskraft für den Wirt­
schaftsprozeß überhaupt ist. Die Rechtsordnung schafft die 
Voraussetzungen dafür, daß das unternehmerische Han­
deln über geeignete rechtliche Werkzeuge seiner Entfaltung 
verfügt und einen gesicherten Rechtsverkehr vorfindet, 
trifft aber auch Vorkehrungen gegen Mißbrauch und 
für den Schutz Dritter und der Interessen der Allgemein­
heit. 
Das Eigentum an Sachen - an Produktionsmitteln, Grund­
stücken Waren und Hilfsstoffen der Leistungserbringung -
ist regelmäßig eine Bedingung für unternehmerisches 
Handeln. Der Unternehmer ist zugleich Eigentümer, soweit 
er seine Sachen unternehmerisch nutzt. Der Unternehmer 
bedient sich der Möglichkeiten des Eigentums für seine un­
ternehmerischen Ziele. Das für die Eigenschaft des Unter­
nehmers Eigentümliche, das Wagnis durch Initiative, Ri­
siko und Chance, läßt sich jedoch nicht durch eine Aufzäh­
lung und Beschreibung der Befugnisse erklären, die Inhalt 
des Eigentums sind. Der Unternehmer bedarf des Eigen­
tums, ist aber nicht nur Eigentümer. 
Das im Privatrecht geregelte Eigentum an Sachen wird oft 
„Sacheigentum" genannt, um es von anderen Rechten zu 
unterscheiden, die zwar nicht Rechte an einer Sache sind, 
aber wirtschaftlich eine dem Eigentum vergleichbare Be­
deutung haben. Der Unternehmer benötigt zur Leistungs­
erbringung verschiedenartige Ansprüche auf Lieferung 
oder auf Zahlung aus Rechtsverhältnissen mit Lieferanten, 
Kunden und Banken, er wird häufig Rechte aus Miete oder 
Pacht haben und auch Patente oder andere gewerbliche 
Schutzrechte verwenden. Das Sacheigentum ist nur eine 
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Art unter den vielfältigen Vermögenswerten Rechten, die 
dem unternehmerischen Handeln dienstbar gemacht wer­
den und die deshalb insgesamt als „Unternehmenseigen­
tum" bezeichnet werden können. In diesem weiteren Sinn 
des Wortes wird auch bei volkswirtschaftlicher und bei po­
litischer Betrachtung von allen Vermögenswerten Rechten, 
die wirtschaftlich genutzt werden können, als „Eigentum" 
gesprochen. Der sachenrechtliche Eigentumsbegriff ist in 
der Tat für die Erfassung der rechtlichen Ordnung der Gü­
terverteilung und Güterzuteilung zu eng. „Eigentum" als 
rechtliches Werkzeug der Zuweisung von Gütern und ihres 
Ertrages meint jedes Vermögenswerte Recht. Dieser weite, 
materielle Begriff des Eigentums ist auch Gegenstand der 
verfassungsrechtlichen Eigentumsgarantie. 
Der Unternehmer verbindet die ihm zur Verfügung stehen­
den Vermögenswerten Rechte, um auf einen bestimmten un­
ternehmerischen Erfolg hinzuarbeiten. Neben dem markt­
wirtschaftlichen Wagnis gehört der richtige und rationelle 
Einsatz der benötigten Sachen und Rechte im Unterneh­
men zu der spezifischen Leistung, die dem unternehmeri­
schen Handeln zugerechnet wird. Hier zeigt sich nun, daß 
bei der Charakterisierung des unternehmerischen Han­
delns nicht allein die Tätigkeit des Unternehmers zählt. 
Denn selbst ein Handwerker oder Einzelhändler wird sel­
ten ohne weitere menschliche Hilfe sein Gewerbe betrei­
ben. Das unternehmerische Handeln schließt mit prakti­
scher Notwendigkeit die Beschäftigung von abhängiger Ar­
beit ein. Der Unternehmer muß also nicht nur Eigentümer, 
sondern auch Arbeitgeber sein. Das Recht, die Arbeitskraft 
eines Arbeitnehmers zu beanspruchen, in die Unterneh­
mens- und Betriebsorganisation planmäßig einzufügen und 
durch Anordnungen gegenüber dem Arbeitnehmer jeweils 
zweckdienlich im Betriebsablauf nutzbar zu machen, ge­
winnt der Unternehmer durch die vertragliche Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses. Die Bedingungen und die Gren­
zen der Vertragsfreiheit von Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sind, überwiegend auf der Linie des Schutzinteresses des 
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Arbeitnehmers, im Arbeitsrecht und in den zwischen Ar­
beitgeber oder Arbeitgeberverband und Gewerkschaft oder 
sonstiger Berufsvereinigung der Arbeitnehmer abgeschlos­
senen Tarifverträgen festgelegt. In der Mitbestimmung des 
Arbeitnehmers und seiner Gewerkschaft in Betrieb und Un­
ternehmen wird das Direktionsrecht des Arbeitgebers und 
das unternehmerische Handeln des Unternehmers einer be­
sonderen sozialen Bindung unterworfen. 

Gesellschaftsrechtlich organisiertes Eigentum 

Das Subjekt unternehmerischen Handelns kann ein Kauf­
mann, Handwerker, Industrieller, kurz eine „natürliche 
Person" sein. Der einzelne Unternehmer ist in diesem Falle 
der Träger seines Unternehmens, das Rechtssubjekt aller 
Rechte und Pflichten, die dem unternehmerischen Handeln 
zugrunde liegen oder sich aus ihm ergeben. „Unterneh­
men" ist also ein Sammelname für die zu einem bestimmten 
unternehmerischen Zweck verbundenen Menschen, Sa­
chen, Rechte und wirtschaftlichen Vorgänge. Das Unter­
nehmen ist kein Rechtssubjekt, das heißt kein Träger von 
Rechten und Pflichten, und es kann auch aus der Bezeich­
nung einer Wirtschaftseinheit als „Unternehmen" nichts 
darüber abgeleitet werden, wie die Wirtschaftseinheit recht­
lich organisiert ist und wen das Unternehmerwagnis für die 
wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens trifft. Es ist zu­
nächst nur eine sprachliche Vereinfachung, die wirtschaftli­
che Größe versubjektivierend als „Unternehmen" zu be­
zeichnen, der sich bestimmte wirtschaftliche Handlungen, 
Erfolge oder Verluste und bestimmte Rechte oder Pflichten 
zuordnen lassen. Von dem Unternehmen läßt sich dann der 
Betrieb unterscheiden, der eine organisatorische und tech­
nische Produktions- oder Leistungseinheit darstellt, zum 
Beispiel eine Fabrik zur Produktion von Stecknadeln. Das 
Unternehmen als am Markt auftretende Wirtschaftseinheit 
hat einen Betrieb oder mehrere Betriebe und ist bei rechtli-
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eher Betrachtung das Unternehmen eines bestimmten Un­
ternehmensträgers. 
Unternehmer oder, umständlicher ausgedrückt, „Unter­
nehmensträger" kann eine natürliche Person sein, aber in 
der ganz überwiegenden Zahl von Fällen wird das Unter­
nehmen von mehreren Personen ausgeübt, die sich zusam­
mengeschlossen haben, oder von einer juristischen Person 
betrieben werden. Das Handels- und Gesellschaftsrecht re­
gelt die verschiedenen Arten der Handelsgesellschaften 
und unter diesen wieder vor allem die Kapitalgesellschaf­
ten, die als Unternehmensträger in Betracht kommen: die 
offene Handelsgesellschaft, die Kommanditgesellschaft 
und die stille Gesellschaft (nicht rechtsfähige Handelsge­
sellschaften, „Personalgesellschaften" nach dem Handels­
gesetzbuch, HGB) und weiter die Aktiengesellschaft und 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (Aktiengesetz, 
GmbH-Gesetz) sowie weitere Gesellschaftsformen und 
Mischformen. 
Für die unternehmerische Tätigkeit und das Unter­
nehmenseigentum sind hauptsächlich die Kapitalgesell­
schaften von Bedeutung, insbesondere die A G und die 
GmbH, bei denen das wirtschaftliche Risiko des Gesell­
schafters auf den Anteil am Grundkapital der Gesellschaft 
beschränkt ist, den er übernommen hat. Die Kapitalgesell­
schaften sind juristische Personen, das heißt durch das Pri­
vatrecht zugelassene und anerkannte Rechtssubjekte, die 
selbst Rechte und Pflichten haben, also auch Eigentümer 
sein können. Ist das Subjekt unternehmerischen Handelns, 
der Unternehmensträger, eine Kapitalgesellschaft, muß 
demnach zwischen dem Eigentum und den sonstigen Ver­
mögenswerten Rechten der Kapitalgesellschaft, verein­
facht: des Unternehmens, und dem Eigentum und den son­
stigen Rechten des Gesellschafters („Anteilseigners"), zum 
Beispiel des Aktionärs, unterschieden werden. Der Gesell­
schafter ist also nicht Eigentümer der Gegenstände, die das 
Unternehmenseigentum ausmachen. Er ist an dem Unter­
nehmen und den Rechten der Kapitalgesellschaft nur ge-



Badura Unternehmenseigentum und Mitbestimmung 109 

seilschaftsrechtlich beteiligt, weswegen man von „gesell­
schaftsrechtlich organisiertem" oder „gesellschaftsrecht­
lich vermitteltem" Eigentum sprechen kann. 
Alle Handelsgesellschaften entstehen durch Vertrag der 
Gesellschafter, wenn auch unter den Bedingungen und in 
den Grenzen, die das Gesetz für diese Verträge aufgestellt 
hat. Das Gesellschaftsrecht schützt vor allem die Gesell­
schafter gegen die anderen Gesellschafter und die Gesell­
schaftsorgane und weiter die Gläubiger der Gesellschaft. 
Das Aktienrecht schreibt überdies im Interesse der Lei­
stungsfähigkeit der Gesellschaft eine bestimmte Organisa­
tion und Zuständigkeitsverteilung zwischen Hauptver­
sammlung, Aufsichtsrat und Vorstand vor; die unternehme­
rischen Einflußmöglichkeiten der Aktionäre werden be­
grenzt, die Geschäftsführung wird grundsätzlich allein dem 
Vorstand vorbehalten. Das Gesellschaftsrecht läßt jedoch 
das beherrschende Prinzip unberührt, daß es Sache der Pri­
vatautonomie und Vertragsfreiheit der Gesellschafter 
bleibt, ob sie unternehmerisch handeln wollen, welchen 
Unternehmenszweck sie wählen, welche Mittel sie aufwen­
den und welche Gesellschaftsform sie wählen wollen. 
Die Rechtsstellung des Gesellschafters ist ein Mitglied­
schaftsrecht mit vermögensrechtlichen Befugnissen. Das 
„Anteilseigentum" ist somit eine gesellschaftsrechtliche 
Rechtsstellung, deren unternehmerisches Gewicht verschie­
den ist, je nach der Gesellschaftsform, der Zahl der Gesell­
schafter und der Höhe des Gesellschaftsanteils. Von der 
Ausgestaltung des Gesellschaftsrechts hängt es ab, in wel­
cher Weise die Aufbringung und Sammlung von Kapital ge­
lingen kann, die durch die Vereinigung von Kapitalgebern 
in der Kapitalgesellschaft erreicht werden soll. Bei den „Pu­
blikumsgesellschaften" mit Zehn- oder Hunderttausenden 
von Aktionären tritt die Bedeutung der Aktie als Geldan­
lage sehr stark in den Vordergrund. Wegen dieser Reduzie­
rung der unternehmerischen Rolle des Kleinaktionärs ist 
das schlagkräftige Bild von der „Spaltung" des Unterneh­
menseigentums in den Teil des geldgebenden Anteilseig-
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ners und den Teil des unternehmerisch handelnden „Mana­
gers" aufgekommen. Die politisch ausnutzbare Pointe die­
ser Lehre ist der durch sie nahegelegte Anschein, daß das 
von den Managern bestimmte Unternehmen gewisserma­
ßen „an sich" existiere, nämlich vom Eigentum getrennt 
werden könne und getrennt sei. Durch diesen konstrukti­
ven Kunstgriff entsteht für die unternehmerische Hand­
lungsvollmacht des geschäftsleitenden Managements eine 
Legitimationslücke, eine mangelhafte Rechtfertigung. Es 
öffnet sich so scheinbar selbstverständlich ein Einsatzpunkt 
für die unternehmerische Mitbestimmung der Arbeitneh­
mer oder auch für staatliche oder staatlich gelenkte Verfü­
gung über die Unternehmenstätigkeit des unternehmerisch 
sozusagen herrenlosen Unternehmens. 
Die Lehre von der Spaltung des Unternehmenseigentums 
im Großunternehmen und folgeweise der Mediatisierung 
des Anteilseigentums hat einen soziologischen Blickwinkel. 
Sie vernachlässigt die rechtliche Organisation und Zustän­
digkeitsordnung der Kapitalgesellschaft und übersieht da­
bei den Sinn, den die Rechtsordnung mit diesen Gestaltun­
gen gerade dahin verbindet, daß eine funktionstüchtige 
unternehmerische Nutzung von Eigentum im Wege gesell­
schaftsrechtlicher Vereinigung möglich ist. Das Gesell­
schaftsrecht ist unter den heutigen Umständen der Produk­
tion und des Kapitalbedarfs ein unerläßliches Werkzeug 
für ein unternehmerisches Handeln des Eigentümers, was 
ja auch heißt, für die Aufbringung von Investitionsmitteln 
der Unternehmen auf der Grundlage privatwirtschaftlichen 
Wagnisses. Das gilt selbst für die Unternehmensverbindun­
gen durch Konzernvereinbarungen oder Beteiligungen, 
durch die vielstufige und schwer durchschaubare Verflech­
tungen und Konzentrationen der Wirtschaftsinteressen ent­
stehen. In diesen Imperien, die übrigens zu einem beträcht­
lichen Maße von der öffentlichen Hand kontrolliert wer­
den, hat das Eigentum jenen handfesten Charakter abge­
streift, den man mit dem Sacheigentum gefühlsmäßig zu 
verbinden pflegt. Den Gefahren und möglichen Nachteilen 
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dieser Unternehmensverbindungen sucht außer dem Ge­
sellschaftsrecht das Kartellrecht zu steuern, das die Wettbe­
werbswirtschaft und die Interessen der Allgemeinheit 
durch verwaltungsrechtliche Vorkehrungen einer Fusions­
kontrolle zu schützen sucht (§§ 23 ff. Gesetz gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen). Hier wie überall darf nicht aus dem 
Auge verloren werden, daß für die rechtliche Erscheinungs­
weise des Unternehmenseigentums nicht die anschauliche 
Simplizität des Sacheigentums als Muster gedacht werden 
darf. 

Eigentumsgarantie 

Seit der amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung und 
der Französischen Revolution haben sich die Völker durch 
Verfassungen zu Staaten organisiert und sind in die Verfas­
sungen Garantien des Eigentums aufgenommen worden. 
Das Eigentum ist in der bürgerlichen Verfassungsbwegung 
als Grundrecht und Menschenrecht entwickelt worden, 
und zwar nicht nur als persönliches Verbrauchseigentum, 
sondern vor allem als Grundeigentum und als Wirtschafts­
eigentum. Die Front der Garantie richtete sich gegen die 
Einschnürung des Eigentums durch feudale und ständische 
Bindungen und durch absolutistische Reglementierung, 
ebenso aber gegen die neu auftretenden Vergesellschaf-
tungs- und Depossedierungsprogramme sozialistischer 
Gruppen und Theoretiker. Die Aufklärung wollte als 
Rechtfertigung des Staates und des bürgerlichen Gehor­
sams allein den im Gedanken des Gesellschaftsvertrages 
theoretisch begründbaren Staatszweck anerkennen, daß der 
Staat Freiheit und Eigentum zu schützen habe. Um ein Bei­
spiel zu nehmen, nennt die nach dem Sturz der Jakobiner 
im Thermidor des Jahres II der Republik zustande gekom­
mene Direktoriats-Verfassung vom 22. August 1795 das Ei ­
gentum das Recht des Menschen und Bürgers, sein Vermö­
gen, seine Einkünfte, den Ertrag seiner Arbeit und seines 
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Gewerbes zu genießen und darüber zu verfügen. Unter den 
Pflichten des Menschen und Bürgers wird proklamiert: 
„Auf der Erhaltung des Eigentums beruhen der Ackerbau, 
alle Erzeugnisse, alle Mittel der Arbeit und die gesamte ge­
sellschaftliche Ordnung." 
Die Gewerbefreiheit und das freie Eigentum bildeten die 
rechtlichen Triebkräfte der industriellen Revolution. Die 
Arbeiterbewegung und ihre Theoretiker griffen das Eigen­
tum als Eckstein der von ihnen bekämpften bürgerlichen 
Gesellschaft an, aber auch die verschiedenen Reformpar­
teien betrachteten das Eigentum als eine Schlüsselstellung 
der Wirtschaft und überhaupt des Gesellschaftslebens. Von 
einer Einschränkung des Eigentums und einer politischen 
Kontrolle des Unternehmers, Eigentümers und Arbeitge­
bers durch Gesetz und Wirtschaftsaufsicht wurde ein we­
sentlicher Schritt zur Lösung der „sozialen Frage" und zur 
Überwindung der Klassengesellschaft erwartet. Die Wei­
marer Reichsverfassung vom 11. August 1919 hat im Ge­
folge sozialreformerischer und sozialistischer Ideen eine 
Eigentumsgarantie zwar aufgenommen, daneben aber ver­
schiedene Programmpunkte einer sozialen Wirtschaftsver­
fassung, darunter die Sozialisierung und ein wirtschaftli­
ches Rätesystem. Anstelle der scharfen Klausel der Pauls­
kirchen-Verfassung vom 28. März 1849: „Das Eigentum ist 
unverletzlich" heißt es nun: „Das Eigentum wird von der 
Verfassung gewährleistet. Sein Inhalt und seine Schranken 
ergeben sich aus den Gesetzen" (Art. 153 Weim RVerf). 
Überdies wird noch ausdrücklich hinzugesetzt: „Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich Dienst sein für 
das gemeine Beste." Bei den verfassungsrechtlichen Rah­
menbedingungen der Enteignung, die als Rechtsinstitut in 
der Sache zur Gewährleistung des Eigentums beiträgt, war 
sogar vorgesehen, daß durch Reichsgesetz von einer ange­
messenen Entschädigung abgesehen werden konnte. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland folgt in 
der Grundlinie der Weimarer Reichsverfassung, läßt aller­
dings eine entschädigungslose Enteignung nicht zu. Das Ei -
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gentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und 
Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen (Art. 14 GG). Die Enteignung wird 
an feste Voraussetzungen gebunden. Die Möglichkeit einer 
Sozialisierung wird dem Gesetzgeber überlassen, eine kon-
fiskatorische Umwälzung aber durch die Entschädigungs­
pflicht ausgeschlossen (Art. 15 GG). Die Verhütung des 
Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung wird als eine 
mögliche Aufgabe der Bundesgesetzgebung anerkannt 
(Art. 74 Nr. 16 GG). Mit der so vagen wie schwerwiegen­
den Sozialstaatsklausel wird der allgemeine Sozialgestal-
tungsauftrag des Staates bekräftigt und die Wahrung oder 
Herstellung der sozialen Gerechtigkeit zum Ziel staatlichen 
Handelns erhoben. 
Die Eigentumsgarantie schützt als „Eigentum" im Sinne 
des Grundrechts alle Vermögenswerten Rechte. Der ein­
zelne findet hier eine Garantie der ihm konkret zustehen­
den Rechte gegen Entzug oder Beschränkung. Außerdem 
ist das Privateigentum und die ihm innewohnende Privat­
nützigkeit und Privatautonomie der Verwendung und des 
Verfügens als ein Grundsatz der Rechtsordnung, als ein 
Rechtsinstitut, gewährleistet. Der Gesetzgeber darf deshalb 
Inhalt und Schranken des Eigentums nicht unverhältnismä­
ßig, das heißt nicht ohne ein bestimmtes Erfordernis des öf­
fentlichen Interesses und nur in dem Maße des zur Siche­
rung dieses öffentlichen Interesses Erforderlichen regeln. 
Er darf weiter Inhalt und Schranken des Eigentums nicht so 
bestimmen, daß die Wesenszüge des privatrechtlichen und 
privatwirtschaftlichen Eigentums verlorengehen, das Un­
ternehmenseigentum beispielsweise so weit beschnitten 
oder „gemeinwirtschaftlich" umgestaltet wird, daß das un­
ternehmerische Handeln nicht mehr durch Eigentum und 
Befugnisse der Eigentümer geprägt wird. So wäre zum Bei­
spiel die Eigentumsgarantie verletzt, wenn für die Großun­
ternehmen unter Verdrängung des Gesellschaftsrechts eine 
besondere „Unternehmensverfassung" vorgeschrieben 
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würde, in der die Anteilseigner ihrer unternehmerischen 
Befugnisse beraubt oder bei der Willensbildung der Gesell­
schaft in die Minorität gedrängt würden. 

Sozialgebundenheit des Eigentums 

Die Verfassung sieht das Eigentum nicht als ein inhaltlich 
an sich unbeschränktes und umfassendes Recht im Bereich 
der Güterwelt. Vor allem das Grundeigentum und das Wirt­
schaftseigentum berühren durch ihre Existenz, nämlich 
durch die Güterzuteilung, die sie bewirken und reproduzie­
ren, und durch ihre Auswirkungen, nämlich durch die 
Wirkungen ihrer Nutzungsmöglichkeiten und ausgeübten 
Nutzungen, die Rechte und Interessen Dritter und die In­
teressen der Allgemeinheit. Die politische Entscheidung 
des Gesetzgebers muß die sich überschneidenden Interes­
sen und Bedürfnisse ausgleichen, er muß mit diesem Ziel 
„Inhalt und Schranken" des Eigentums bestimmen. Das 
Gesetz ist notwendig, um das Eigentum zu einem Bestand­
teil des geltenden Rechts zu machen und das Entstehen und 
den Bestand der Vermögenswerten Rechte nach einer ge­
setzlichen Ordnung zu ermöglichen. 
Über die sozusagen natürliche Gemeinschaftsbezogenheit 
des Eigentums hinaus will die Formel von der „Sozial­
pflichtigkeit" oder „Sozialbindung" des Eigentums die für 
die Gesellschaftsordnung ausschlaggebenden Fälle des 
Grundeigentums und des Wirtschaftseigentums einer spezi­
fischen Einschränkbarkeit aussetzen. Jegliches Eigentum 
ist verfassungsrechtlich geschützt, aber die zugelassene Be-
schränkbarkeit und Gestaltbarkeit ist je nach der wirt­
schaftlichen und sozialen Bedeutung des Eigentumsobjekts 
abgestuft. Das Bundesverfassungsgericht bedient sich als 
Maßstab für die eigentumsrechtliche Überprüfung von Ge­
setzen der beweglichen Klausel, daß das Eigentumsobjekt 
„in einem sozialen Bezug und in einer sozialen Funktion" 
stehe. Der Gesetzgeber müsse beiden Elementen des im 
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Grundgesetz angelegten „dialektischen Verhältnisses" von 
verfassungsrechtlich gesicherter Freiheit und dem Gebot ei­
ner „sozialgerechten Eigentumsordnung" in gleicher Weise 
Rechnung tragen und die schutzwürdigen Interessen aller 
Beteiligten in einen gerechten Ausgleich und ein ausgewo­
genes Verhältnis bringen. Er müsse dabei auch dem Gebot 
der „Rücksichtnahme" auf die Belange des einzelnen 
Rechtsgenossen Rechnung tragen, der auf die Nutzung des 
Eigentumsobjekts neben dem Eigentümer angewiesen sei 
(zum Beispiel im Mitbestimmungs-Urteil, BVerfGE 50, 
290/340 f.). 
Beim Unternehmenseigentum und hier wieder vor allem 
bei den größeren Unternehmen sind jener soziale Bezug 
und jene soziale Funktion augenfällig, und zwar in ver­
schiedenen Richtungen. Das Wachstum der Wirtschaft und 
die hinreichende Bereitstellung von Arbeitsmöglichkeiten 
beruhen auf der Funktionsfähigkeit des Unternehmens­
eigentums und dem aktiven Wagnis des unternehmerischen 
Handelns. Die Anerkennung und gerechte Entlohnung der 
wirtschaftlichen Leistung sind die Bedingung für eine be­
ständige Anziehungskraft des unternehmerischen Investie­
rens durch Aufwand privaten Kapitals. Staatliche Lenkung 
und öffentliche Finanzhilfen können auf Dauer das privat­
wirtschaftliche Bewegungsprinzip nicht ersetzen, so sehr sie 
zum sozialen Ausgleich und zur Überwindung von Krisen 
notwendig sind. Die sozialstaatliche Verantwortlichkeit des 
Staates, der öffentlichen Haushalte und letztlich der Steuer­
zahler ist weitreichend, darf jedoch nicht die Grenze zu ei­
ner politischen Leitung der Wirtschaft und zu einer poli­
tisch bestimmten Zuteilung der Güter und Leistungen über­
schreiten. Dies jedenfalls ist die Grenze des Verfassungs­
rechts, welches das Eigentum zwar sozial verpflichtet, aber 
eben auch als Eigentum anerkennt. 
Ein für das Unternehmenseigentum spezifischer sozialer 
Bezug und eine hier spezifische Sozialgebundenheit geht 
daraus hervor, daß unternehmerisches Handeln nur mit 
Hilfe der Beschäftigung von abhängiger Arbeit möglich ist. 
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Das Arbeitsrecht kann die unterlegene Stellung des Arbeit­
nehmers gegenüber dem Arbeitgeber bis zu einem gewissen 
Grade ausgleichen. Während das Individualarbeitsrecht 
Schutzvorkehrungen gegen unangemessene Gestaltung der 
Rechtsbeziehungen zum einzelnen Arbeitnehmer enthält, 
z. B. im Kündigungsschutzrecht, basiert das kollektive Ar­
beitsrecht auf einer Organisation der Belegschaft (in der 
Betriebsverfassung) und auf dem koalitionsmäßigen über­
betrieblichen Zusammenschluß in Gewerkschaften und Ar­
beitgeberverbänden (in Tarifautonomie und Arbeits­
kampf). Der Unternehmer wird als Arbeitgeber gebunden. 
Bei der betrieblichen Mitbestimmung, vor allem aber bei 
der unternehmerischen Mitbestimmung sieht sich der Un­
ternehmer auch als Eigentümer einer das Arbeitsrecht über­
schreitenden Sozialbindung gegenüber. 

Mitbestimmung 

Das Betriebsverfassungsgesetz vom 15. Januar 1972 (vorher 
Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952) gibt dem 
einzelnen Arbeitnehmer Rechte „am Arbeitsplatz" und re­
gelt die Mitwirkung und Mitbestimmung des Betriebsrates 
in sozialen, personellen und wirtschaftlichen Angelegen­
heiten. Diese betriebliche Mitbestimmung beschränkt das 
arbeitsrechtliche Weisungs- und Direktionsrecht des Ar­
beitgebers. Die Einflußmöglichkeiten, die das Betriebsver­
fassungsrecht dem Betriebsrat für die Arbeitsorganisation 
und den Arbeitsablauf im Betrieb einräumt, können sich 
auch auf die unternehmerischen Entscheidungen auswir­
ken. Dennoch besteht ein wesentlicher Unterschied der 
zum kollektiven Arbeitsrecht gehörenden betrieblichen 
Mitbestimmung zu der unternehmerischen oder wirtschaft­
lichen Mitbestimmung in den Gesellschaftsorganen, insbe­
sondere im Aufsichtsrat der Kapitalgesellschaften. Die un­
ternehmerische Mitbestimmung kann sachlich als Teil ei­
nes „Sozialordnungsrechts" gesehen werden, besteht aber 
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technisch in Veränderungen des Gesellschaftsrechts, durch 
die den Belegschaften und den im Unternehmen vertrete­
nen Gewerkschaften eine Mitwirkung bei der Willensbil­
dung der Gesellschaft eingeräumt wird. 
Die unternehmerische Mitbestimmung gibt den Arbeitneh­
mern und ihren Gewerkschaften durch zwingende gesetzli­
che Vorschriften über die Zusammensetzung und Willens­
bildung der erfaßten Handelsgesellschaften und durch er­
gänzende Vorschriften über den Vorstand einen Einfluß 
auf die unternehmerische Leitungs- und Planungskompe­
tenz. „Mitbestimmung ist die institutionelle Teilnahme der 
Arbeitnehmer und ihrer Vertreter an der Gestaltung und in­
haltlichen Festlegung der Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesse im Unternehmen" (Mitbestimmung im Un­
ternehmen, Bericht der Biedenkopf-Kommission, Januar 
1970, Bundestag Drucksache VI/334). Der mitbestim­
mungsrechtliche Einfluß reicht je nach der einschlägigen 
Mitbestimmungsform mehr oder weniger weit. 
Dem sachlichen Geltungsbereich nach bestehen gegenwär­
tig nebeneinander, sich gegenseitig ausschließend, die drei 
Mitbestimmungsordnungen des Mitbestimmungsgesetzes 
vom 4. Mai 1976, des Betriebsverfassungsgesetzes vom 
11. Oktober 1952 und der Montan-Mitbestimmung. Da im 
Montanbereich die Mitbestimmung bei Unternehmen (Ge­
setz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf­
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus 
und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 
21. Mai 1951) und bei Konzernen (Mitbestimmungs-Ergän-
zungsgesetz vom 7. August 1956) verschieden ausgestaltet 
ist, zeigt das geltende Recht vier verschiedene Mitbestim­
mungsformen. 
Die Montan-Mitbestimmung war zunächst aufgrund eines 
Einverständnisses der Arbeitgeber und Gewerkschaften für 
die von der Besatzungsmacht beschlagnahmte Eisen- und 
Stahlindustrie in der britischen Zone 1947/48 eingeführt 
worden; die gesetzliche Regelung von 1951 erstreckte sie 
auf die Bergbauunternehmen. 
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Der Aufsichtsrat der Montanunternehmen besteht im Re­
gelfall aus 11 Mitgliedern, nämlich der je gleichstarken An­
teilseigner- und Arbeitnehmerseite und dem von beiden 
Seiten kooptierten „neutralen" Mitglied. Alle Mitglieder 
des Aufsichtsrats werden von der Hauptversammlung ge­
wählt. Die Wahl der Arbeitnehmerseite ist für zwei Mitglie­
der durch das Vorschlagsrecht der Betriebsräte und für drei 
Mitglieder durch das Vorschlagsrecht der Spitzenorganisa­
tionen der Gewerkschaften gebunden. Zum Vorstand ge­
hört von Gesetzes wegen ein „Arbeitsdirektor", der vom 
Aufsichtsrat bestellt wird, aber nicht gegen die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder der Arbeitnehmerseite berufen 
werden kann. 
Das Mitbestimmungsgesetz von 1976 gibt den Arbeitneh­
mern ein Mitbestimmungsrecht in Kapitalgesellschaften, 
die in der Regel mehr als 2000 Arbeitnehmer beschäftigen. 
Der Aufsichtsrat setzt sich je zur Hälfte aus Vertretern der 
Anteilseigner und der Arbeitnehmer zusammen. Der Auf­
sichtsratsvorsitzende wird mit Zweidrittel-Mehrheit oder, 
in einem zweiten Wahlgang, durch die Aufsichtsratsmitglie­
der der Anteilseigner gewählt. Er hat bei Uneinigkeit beider 
Seiten unter gewissen Verfahrensvoraussetzungen bei Ab­
stimmungen und bei der Bestellung von Vorstandsmitgli­
dern zwei Stimmen. Dies wird als „Stichentscheid" des Auf­
sichtsratsvorsitzenden bezeichnet. 
Wenn es sich weder um ein Montan-Unternehmen handelt, 
noch das Mitbestimmungsgesetz zur Anwendung kommt, 
bemißt sich die unternehmerische Mitbestimmung in Kapi­
talgesellschaften mit mehr als 500 Beschäftigten nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz von 1952. Danach muß der Auf­
sichtsrat zu einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer 
bestehen. 
Die in die Zeit vor Inkrafttreten des Grundgesetzes zurück­
reichende Montan-Mitbestimmung wird als „paritätische" 
Mitbestimmung aufgefaßt. Die Gewerkschaften sehen in 
ihr das bewährte und in der Wirtschaft insgesamt einzufüh­
rende Muster einer interessengerechten Unternehmensmit-
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bestimmung. Die Mitbestimmung nach dem Gesetz von 
1976 war Gegenstand eines Verfassungsstreits, den das 
Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom l .März 1979 
(BVerfGE 50, 290) dahin entschied, daß die Anteilseigner, 
die Gesellschaften und die Arbeitgebervereinigungen nicht 
in ihren Grundrechten des Eigentums, der Vereinigungs­
freiheit, der Unternehmensfreiheit und der Koalitionsfrei­
heit (Art. 14, 9 Abs. 1,12 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 9 Abs. 3 GG) 
verletzt seien. Die erweiterte Mitbestimmung nach dem Ge­
setz von 1976 belasse der Anteilseignerseite ein geringes 
Übergewicht und sei nicht paritätisch, wobei das Gericht 
unter „Parität" mit der herrschenden Auffassung ein Ver­
hältnis zweier Partner versteht, in dem keine Seite imstande 
ist, eine von ihr gewünschte Entscheidung ohne die Zustim­
mung der anderen Seite oder doch eines Teils von ihr zu er­
zwingen, in dem daher auch jede Seite die andere hindern 
kann, ihre Ziele (allein) durchzusetzen. Es ist ausdrücklich 
offen gelassen, wie eine paritätische Mitbestimmung ver­
fassungsrechtlich zu beurteilen wäre. Da es das Gericht 
aber offenbar als entscheidungserheblich angesehen hat, ob 
das Mitbestimmungsgesetz rechtlich oder praktisch eine 
paritätische Mitbestimmung einführe, kann geschlossen 
werden, daß jedenfalls die im Mitbestimmungs-Urteil zu­
grunde gelegte verfassungsrechtliche Billigung des Geset­
zes von 1976 nicht auch für eine paritätische Mitbestim­
mung gelten kann. Bemerkenswert an der Entscheidung ist 
allerdings, daß der „personale Grundzug" der Grundrechte 
deutlich betont und bei größeren Unternehmen ein erhebli­
cher sozialgestaltender Ordnungsspielraum des Gesetzge­
bers vorausgesetzt wird. 
Eine rechtliche und politische Betrachtung des Unterneh­
menseigentums angesichts der bestehenden Mitbestim­
mung und der weitergehenden Mitbestimmungsforderun­
gen wird beachten müssen, daß die wirtschaftsdemokrati­
sche Programmatik der Gewerkschaften für eine Mitbestim­
mung „auf allen Ebenen der Wirtschaft" eintritt, auch in 
Form eines neben den parlamentarischen Institutionen 



120 Badura Unternehmenseigentum und Mitbestimmung 

wirksamen Arbeits- und Wirtschaftsrates. Die damit ange­
strebte Neuordnung der Unternehmenswirtschaft wäre 
ohne Verfassungsänderung nicht zu verwirklichen. Die 
durch das wirtschaftsdemokratische Programm aufgewor­
fenen Fragen sprengen das engere Feld des Unternehmens­
eigentums und der Mitbestimmung. 

Wo die Enteignung das Eigentum als Idee treffen soll, wird die Skla­
verei die notwendige Folge sein. Das letzte sichtbare Eigentum bleibt 
der Körper und seine Arbeitskraft... Von der Entscheidung des sou­
veränen Einzelnen hängt ab, was er als Eigentum betrachten und wie 
er es behaupten will. In einer Zeit wie dieser wird er gut tun, wenn er 
geringe Angriffsflächen zeigt. Er wird also bei seiner Bestandsauf­
nahme zu unterscheiden haben zwischen Dingen, die kein Opfer loh­
nen, und solchen, für die es zu kämpfen gilt. Sie sind die unveräußerli­
chen, das echte Eigentum. Sie sind es auch, die man wie Blas mit sich 
trägt oder die, wie Heraklit sagt, zur eigenen Art gehören, die des 
Menschen Dämon sind ... Die eigene Art zu wahren ist schwierig -
und um so schwieriger, je mehr man mit Gütern belastet ist. Hier 
droht das Schicksal jener Spanier unter Cortez, die in der „traurigen 
Nacht" die Last des Goldes, von dem sie sich nicht trennen wollten, zu 
Boden zog. Dafür ist auch der Reichtum, der zur eigenen Art gehört, 
nicht nur unvergleichlich wertvoller, er ist die Quelle jedes sichtbaren 
Reichtums überhaupt. 

Ernst Jünger: Der Waldgang, Kap. 32. Essays I. In: Werke, Bd. 5. 
Verlag Klett-Cotta, Stuttgart, S. 379 f. 
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